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Abkiirzungsverzeichnis

BUWAL Bundesamt fir Umwelt, Wald und Landschaft

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

BAFU Bundesamt fir Umwelt

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

UREK-SR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates

ARE Bundesamt fir Raumentwicklung

EU Européische Union

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

UNESCO (K)rigtanisation der Vereinten Nationen fur Erziehung, Wissenschaft und

ultur

BLN Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmaler von nationaler
Bedeutung

RPG Raumplanungsgesetz

EG Européaische Gemeinschaft

BRD Bundesrepublik Deutschland

RPG 2 Revision Raumplanungsgesetz - 2. Etappe

SAB Schweizerische Arbeitsgemeinschaft fur die Berggebiete

OFEFP Office fédéral de I'environnement, des foréts et du paysage

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

OFEV Office fédéral de I'environnement

CEATE-CN  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

CEATE-CE = Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats

ARE Office fédéral du développement territorial

UE Union européenne

DFI Département fédéral de l'intérieur

UNESCO Organisation des Nations unies pour I'education, la science et la culture

IFP Inventaire fédéral des paysages, sites et monuments naturels
d’importance nationale

LAT Loi sur I'aménagement du territoire

CE Communauté européenne

RFA République fédérale d'Allemagne

LAT 2 Deuxieme étape de la révision de la loi sur I'aménagement du territoire

SAB Groupement suisse pour les régions de montagne
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Ende Januar hatte der Walliser Grosse Rat einer Resolution zur Einreichung einer
Standesinitiative zugestimmt, welche die Verfahren von Baubewilligungen straffen und
beschleunigen soll. Gefordert wird eine Anpassung des Bundesrechts in vier Punkten: 1)
eine schnellere Abwicklung der Bewilligungsverfahren, hauptsachlich durch
Eliminierung von Doppelspurigkeiten im Verfahren; 2) die EinfGhrung von
Entscheidungsfristen bei ddn zustdndigen Instanzen; 3) die Einbeziehung
ausserordentlicher Bewilligungsverfahren in ein einziges koordiniertes Verfahren und 4)
die Regelung der finanziellen Verantwortlichkeit von Personen, welche sachlich
unbegrindete Rekurse mit rein aufschiebender Wirkung einreichen. Nachdem die
Walliser Initiative seit Juni auch von Regierung und Parlament Graubilndens unterstitzt
wurde, nahm sie die standeratliche Kommission in einer eigenen Motion auf und
beantragte' diese in der Wintersession dem Plenum zur Annahme (93.3016). Der
Standerat Uberwies die Vorlage gegen den Widerstand Bundesrat Kollers, der vergeblich
darauf hinwies, dass die erhobenen Forderungen grosstenteils in den
Kompetenzbereich der Kantone fielen, in der zwingenden Form der Motion. '

In der Mérzsession behandelte der Nationalrat eine Motion des Sténderats, welche auf
eine Standesinitiative des Kantons Wallis zurlickging und eine Vereinfachung und
Beschleunigung der Baugenehmigungsverfahren forderte. Auf Antrag seiner
Kommission und gegen den Willen Bundesrat Kollers, der rechtliche Massnahmen im
Bereich der Raumplanung sowie die Erstellung der Machbarkeitsstudie «Verbesserung
der Koordination der Entscheidverfahren fir bodenbezogene Grossprojekte» durch die
Verwaltungskontrolle des Bundesrates anklindigte, liberwies der Rat die Vorlage als
Motion. ?

Das Bundesgericht trat auf eine staatsrechtliche Beschwerde gegen einen Beschluss
des Kantons Wallis von 1993 Uber die «Erhaltung der Bausubstanz ausserhalb der
Bauzonen> nicht ein. Es stitzte damit die neue Praxis im Kanton Wallis, die Maienséss-
oder Erhaltungszonen vorsient und wonach allein die kantonale Baukommission
dartber zu entscheiden hat, welche Gebaude ausserhalb der Bauzone schutzwirdig
und damit gegebenenfalls flir einen Umbau geeignet sind. Das Bundesamt flr
Raumplanung ausserte Zweifel an der Rechtsmassigkeit der neuen «Lex Wallis», will
aber weitere Erlauterungen des Bundesgerichtes abwarten. *

Laut einer Schatzung des Bundesamtes flir Raumentwicklung (ARE) musste der Kanton
Wallis mit EinfUhrung der Ruckzonungsplicht bei Weitem am meisten Bauzonenflache
reduzieren. Dementsprechend laut waren nach Verabschiedung der Revision auch die
Proteststimmen aus dem Bergkanton. Allen voran kritisierte die CVP Unterwallis die
unterstitzende Haltung der CPV Schweiz, wobei sie sogar eine Abspaltung von der
Mutterpartei in Betracht zog. Ende Juni lancierte der Gewerbeverband (SGV) das
Referendum zum RPG. Unterstitzung erhielt er zu Beginn einzig von der CVP des
Kantons Wallis. Etwas spéater gesellten sich ebenfalls die FDP des Kantons Wallis, die
Junge CVP Schweiz und die SVP Schweiz dazu. Der Hauseigentimerverband (HEV),
welcher im Vorfeld als moglicher Referendumstrager gehandelt worden war,
distanzierte sich bereits kurz vor Lancierung explizit vom Referendum und gab bekannt,
er wolle sich ganz und gar auf seine verbleibende und im September zur Abstimmung
kommende Initiative konzentrieren. Gleichzeitig zur Lancierung des Referendums
durch den SGV unternahm der Kanton Wallis Bestrebungen zur Einreichung eines
Kantonsreferendums. Wahrend letzteres aufgrund fehlender Unterstutzung durch die
restlichen Kantone nicht zu Stande kam, reichte das Komitee um den SGV im Oktober
das Referendum mit 69'277 gultigen Unterschriften ein, wovon rund 30 000 alleine aus
dem Kanton Walis stammten. Die Volksabstimmung wurde auf den 3. Méarz 2013
angesetzt. *
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Zwei Monate vor Abstimmungstermin eréffnete Umweltministerin Leuthard (cvp) die
Kampagne zur Abstimmung zum revidierten Raumplanungsgesetz (RPG). Die
Teilrevision gelangte zur Abstimmung, da der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) im
Vorjahr das Referendum zu den beschlossenen Anpassungen ergriffen hatte. Von Seiten
des Bundesrates horte man zum Kampagnenauftakt ein klares Pladoyer der
Umweltministerin zur Unterstitzung des revidierten Raumplanungsgesetzes. Aufgrund
der engen Platzverhéltnisse sei es dringend nétig, haushélterischer mit der Ressource
Boden umzugehen. Sollte die Teilversion des RPG abgelehnt werden, wiirde Pro Natura
an ihrer Landschaftsinitiative festhalten. Vor den Folgen bei Annahme dieses
Volksbegehrens warnte die Bundesréatin eingehend: Ein 20-jahriges Moratorium far
Bauzonen wiurde jegliche Entwicklung behindern und darlber hinaus diejenigen
Kantone bestrafen, welche bis anhin haushélterisch mit dem Boden umgegangen seien.
Drei Tage spater lancierten die Gegner der RPG-Teilrevision mit einem Uberparteilichen
Komitee, das sich aus Wirtschaftsverbanden und Vertretern der CVP, FDP und SVP
zusammensetzte, die Referendumskampagne. Zu den umstrittensten Anderungen des
als indirekten Gegenvorschlag zur Landschaftsinitiative beschlossenen
Raumplanungsgesetzes zahlte ein Verbot der Baulandhortung, nach welchem der
Umfang der Bauzonen den voraussichtlichen kantonalen Baulandbedarf der nachsten 15
Jahre nicht Uberschreiten darf. Die Ruckzonungspflicht von Uberdimensionierten
Bauzonen sowie die Moglichkeit zur Bauverpflichtung und die EinfUhrung einer
obligatorischen Mehrwertabgabe erachtete das Referendumskomitee als zu weit
gehend. Man anerkenne einen gewissen Handlungsbedarf in der Raumplanung,
akzeptiere die im Laufe der parlamentarischen Beratungen von linker Seite
eingebrachten Forderungen jedoch nicht, da diese sogar Uber die in der
Landschaftsinitiative enthaltenen Anspriche hinaus gehen wdirden, liess der
Schweizerische Gewerbeverband (SGV) zu Beginn der Kampagne verlauten. Die Vorlage
wirke sich insbesondere auf den Kanton Wallis negativ aus, wo ein Grossteil der
Bevolkerung Boden besitze, sowie auf kleinere und mittlere Unternehmen, die
strategische Baulandreserven verlieren wurden. Dartber hinaus wirden Mieterinnen
und Mieter unter den Anpassungen leiden, da die Baulandverknappung und die
Mehrwertabgabe die Bodenpreise in die Hohe schnellen lassen wurden. Vertreter des
Mieterverbandes taten dieses Argument jedoch als irrefihrend ab: Man habe die
Auswirkungen auf Seiten der Mieter eingehend studiert und vertrete einhellig die
Meinung, dass mit den Anpassungen das verdichtete Bauen geférdert werde, was aus
Mietersicht positiv sei. Unterstitzt wurde dieses Argument von der UVEK-Vorsteherin,
welche verkindete, dass die Preise auf dem Wohnungsmarkt aufgrund der
Wohnraumverdichtung sogar sinken kénnten. Darlber hinaus regte sich an der
Medienkonferenz des gegnerischen Komitees Widerstand von Seiten des Bundesamtes
fur Raumentwicklung (ARE): Die Gegner der Revision wirden mit Quellenverweis auf das
ARE mit veralteten und zum Teil manipulierten Zahlen operieren und den Umfang der
notigen Rickzonungen weit dramatischer darstellen, als dies tatsachlich der Fall sei.
Uber diese unerwiinschte Stérung der eigenen Pressekonferenz entsetzten sich die
Gegner der Abstimmungsvorlage in einem Brief an die zustandige Bundesratin. Der
Sprecher des ARE rechtfertigte die spontane Reaktion eines Mitarbeiters damit, dass
man lediglich den Eindruck habe verhindern wollen, es handle sich bei den
prasentierten Zahlen um offizielle Angaben des Bundesamtes. Laut Angaben des SGV
hatten bei Inkrafttreten der Revision dreizehn Kantone bedeutende Rlckzonungen zu
beflirchten. Im UVEK hingegen erwartete man solche aufgrund des anhaltenden
Bevolkerungswachstums nur fur vier bis sechs Kantone. Trotz dieser Unklarheiten
bezlglich der Auswirkungen formierten sich in 24 Kantonen kantonale
Unterstlitzungskomitees zum revidierten RPG, darunter auch je ein Komitee aus dem
Ober- und Unterwallis sowie ein Komitee aus dem tourismusstarken Bilndnerland.
Angeflhrt wurde letzteres unter anderem von Nationalratin Silva Semadeni (sp, GR),
Mittragerin der Landschaftsinitiative. Der Kanton Graublinden hatte mit Inkrafttreten
der Revision nichts zu beflirchten, da er mit den vor 10 Jahren unternommenen
Anderungen des kantonalen Richtplans die bundesrechtlichen Neuerungen bereits
grosstenteils umgesetzt habe, liess das kantonale Komitee verlauten. Ausserst kritisch
stand der Kanton Wallis der Vorlage zur Revision des Raumplanungsgesetzes gegenuber.
Mit Ausnahme der Grinen empfahlen im Tourismuskanton alle Kantonalparteien die
Nein-Parole. Die Grinen begrindeten ihr Ja mit dem Argument, man bleibe den
Prinzipien des Natur- und Landschaftsschutzes treu, und kritisierten gleichzeitig das
Nein der Walliser SP als opportunistisch: die Sozialdemokraten wurden beflirchten, mit
einer Zustimmung zum revidierten RPG ihren Erfolg bei den anstehenden kantonalen
Parlamentswahlen zu gefdhrden (vgl. dazu auch Teil I, 1le (Wahlen in kantonale
Parlamente)). Auch der Staatsrat kritisierte die RPG-Revision an seiner
Medienkonferenz aufs Scharfste. Das revidierte Gesetz sei auf den Bergkanton mit
seiner speziellen Wohn- und Grundeigentumsstruktur schlichtweg nicht anwendbar.
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Insbesondere die Umsetzung der Rickzonungspflicht wirde aufgrund unpraziser
Ausgestaltung im RPG zu erheblicher Rechtsunsicherheit fuhren. DarUber hinaus sei die
Ruckzonungspflicht das falsche Mittel zur Bekampfung der Zersiedelung, liess Staatsrat
Jean-Michel Cina (VS, cvp) verlauten. Er erzirnte sich ebenfalls Uber die
Kompetenzverlagerung an den Bund, da sie zu wenig Raum fUr regionale
Besonderheiten lasse. Trotz seiner positiven Stellungnahme im
Vernehmlassungsverfahren dusserte auch der Waadtlander Regierungsrat im Verlaufe
der Kampagne mit einem Brief an den Bundesrat Bedenken zur Ausgereiftheit der
neuen Bestimmungen. Bundesrétin Leuthard (cvp) antwortete persénlich auf die Fragen
und Forderungen des Waadtlandes. In ihrer schriftlichen Rickmeldung entkraftete sie
die Beflirchtungen, dass mit Inkrafttreten der Ubergangsbestimmungen grosse urbane
Projekte im Kanton blockiert wlrden, wie die Waadtldnder Regierung in ihrem
Schreiben vermutet hatte. Neben dem SGV beschlossen FDP und SVP sowie gewichtige
Wirtschaftsverbdnde wie der Hauseigentimerverband (HEV) und Economiesuisse die
Nein-Parole zur Revision. Die Ja-Parole zum revidierten Gesetz gaben neben dem
Mieterverband auch der Bauernverband (SBV), der Schweizerische Ingenieur- und
Architektenverein (SIA), diverse Heimatschutz- und Umweltorganisationen und der
Tourismusverband (STV) heraus. Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK)
beférderte mit Ausnahme des Kantons Wallis ein einhelliges Ja. Von den Parteien
empfahlen die Griunen, SP, CVP, BDP, GLP und EVP das revidierte RPG zur Annahme.
Hochst umstritten war die Parolenfassung bei der CVP Schweiz. Der Parteivorstand
beantragte mit Stichentscheid des Présidenten Christophe Darbellay seinen
Delegierten, die Revision wegen ihrer Auswirkungen auf den Kanton Wallis abzulehnen.
Zur Befurwortung der Revision mahnte eindringlich die eigene Bundesratin und UVEK-
Vorsteherin, deren Empfehlung die Parteimehrheit an der Delegiertenversammlung
schlussendlich mit 170 zu 89 Stimmen folgte. Gegen die Revision stimmten eine
geschlossene Walliser CVP-Sektion mit Unterstitzung von Genfer und Tessiner
Parteikollegen.  Ein  Antrag auf Stimmfreigabe scheiterte mit beinahe
Zweidrittelmehrheit. Im Gegensatz dazu beschloss die Junge CVP an ihrer
Delegiertenversammlung, die RPG-Revision nicht zu unterstitzen. Wie auch bei der
FDP wichen eine Vielzahl von kantonalen CVP-Sektionen vom Beschluss ihrer
Mutterpartei ab. Im Gegensatz zur eigenen Partei unterstitzten dariber hinaus die FDP
Frauen die Teilrevision (zu den parteiinternen Diskussionen vgl. Teil llla). Neben dem im
Dezember des Vorjahres von links-griner Seite initiierten nationalen Pro-Komitee
bildete sich im Laufe der Kampagne auf eidgendssischer Ebene noch ein weiteres,
blrgerliches Komitee zur Unterstlitzung der Revision mit National- und Standeraten der
BDP, CVP, FDP, GLP und SVP sowie weiteren burgerlichen Kantonalpolitikern. Das
Ergreifen des Referendums durch den SGV stiess bei diesen Vertretern auf
Unverstandnis. Zum einen beschuldigten sie den SGV, im Hinblick auf die nur bedingt
zurlickgezogene Landschaftsinitiative, die ein zwanzigjahriges Bauzonenmoratorium
fordert, mit dem Feuer zu spielen. Zum anderen sahen sie in der geplanten Verdichtung
der Stadt- und Dorfkerne auch eindeutige Vorteile fir die KMU. Die Zersiedelung
beglinstige den Bau von grossen Einkaufzentren am Stadtrand, wobei das Kleingewerbe
als grosser Verlierer dastehen wirde. Die Intensitat der Kampagne ausserte sich auch in
einer Vielzahl von Zeitungsinseraten. Insgesamt verzeichnete die Analyse der Année
Politique Suisse wahrend den letzten acht Wochen vor der Abstimmung 1261 Inserate in
Uber 50 untersuchten Tages- und Wochenzeitungen. Dies entsprach tber 60% aller
gesammelten Inserate zu den drei im Marz zur Abstimmung gelangten Vorlagen. Die
Gegner- und Beflrworterschaft zeigten sich auf dem Inseratemarkt zur RPG-Revision
ahnlich prasent. ®

Das Abstimmungsergebnis vom 3. Marz fiel mit 62,9% Ja-Stimmen bei einer
Stimmbeteiligung von 46,5% klar zu Gunsten der RPG-Revision aus. Einzig der Kanton
Wallis stand mit einer &dusserst tiefen Zustimmungsrate von 19,6% geschlossen und
deutlich flr ein Nein ein. Gegen die Vorlage stellten sich darlber hinaus mit Gros-de-
Vaud und Aigle zwei Bezirke im Kanton Waadt, das nérdliche Tessin, das Obersimmental
im Kanton Bern und die Bernina-Region im Blindnerland. Alle anderen Bezirke sprachen
sich mehrheitlich fur die Revision aus. Auch die Kantone Jura (62,8%), Neuenburg
(67,7%) und Schaffhausen (63,2%), welche mit Annahme des Gesetzes ebenfalls mit
Auszonungen rechnen mussen (siehe unten), stimmten mit relativ deutlichem Mehr fur
das revidierte Gesetz. Deutliche Zustimmungswerte Uber 70% fanden sich grosstenteils
im stark zersiedelten Mittelland und in den Bezirken rund um die deutschsprachigen
urbanen Zentren. Die klarste Beflrwortung fand sich in den Bezirken Solothurn und
Zurich-Stadt mit einem Ja-Anteil von 80,3%, resp. 80,1%. Das Abstimmungsergebnis sei
ein ,Meilenstein in der Siedlungsentwicklung®, interpretierte Bundesratin Leuthard
(cvp) das Resultat. Von Seiten des Referendumskomitees liess man verlauten, man
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fordere nun eine massvolle Umsetzung des RPGs, welche regionalen Gegebenheiten
Rechnung trage. Trotz der Abstimmungsniederlage wertete die SVP das deutliche
Bekenntnis gegen die fortschreitende Zersiedelung als positives Zeichen - und zwar far
die eigene Masseneinwanderungsinitiative. Der Landschaftsschutz liege der
Bevolkerung offensichtlich am Herzen, liess SVP-Préasident Brunner verlauten. In der
Abstimmungskampagne zur Volksinitiative werde man daher bewusst auf diese
Thematik setzen, um auch 0&kologisch sensibilisierte Stimmburgerinnen und
Stimmblirger anzusprechen. Ahnliche Schliisse zogen auch die Urheber der Ecopop-
Initiative. Gleich nach dem Volksentscheid pladierte die Walliser Regierung auf eine
friheste Inkraftsetzung des revidierten RPG per 1.1.2015. Dartber hinaus verlangte der
Kanton ein Treffen mit dem Gesamtbundesrat sowie den Einbezug bei der Umsetzung
der neuen Gesetzesbestimmungen.

Abstimmung vom 3. Marz 2013

Beteiligung: 46,5%
Ja: 1476 942 (62,9%)
Nein: 871514 (37,1%)

Parolen:

- Ja: SP(1*), CVP(6*), GPS, BDP, GLP, EVP, FDP Frauen; MV, Travail.Suisse, SBV, SIA, STV,
WWEF.

- Nein: SVP(3*), FDP(8*), JCVP; Economiesuisse, HEV, SGV.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ©

Ende August eroffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Revision der
Raumplanungsverordnung, zum Erlass der neuen technischen Bauzonenrichtlinien
sowie zur Erganzung des Leitfadens fiir die kantonale Richtplanung. Die Anderungen
erfolgten in erster Linie in Reaktion auf die Annahme des revidierten RPG bei der
Volksabstimmung vom Friuhjahr sowie in Umsetzung der parlamentarischen Initiative
Darbellay (cvp, VS) betreffend Lockerung der Bestimmungen zur Pferdehaltung in der
Landwirtschaftszone (siehe oben). Die Reduktion der Bauzonen auf maximal den Bedarf
der nachsten 15 Jahre soll laut bundesréatlichem Entwurf auf kantonaler statt auf lokaler
Ebene umgesetzt werden. Im Falle einer Auslastungsquote von unter 95% waren die
Kantone verpflichtet, Rlckzonungen vorzunehmen. Zeitgleich publizierte das
Bundesamt flir Raumentwicklung erste offizielle, provisorische Zahlen zur Auslastung
der Bauzonen in den Kantonen. Gemass der Bauzonen-Statistik 2012 des ARE wird die
Auslastung in den Kantonen Jura, Neuenburg, Schaffhausen und Wallis in 15 Jahren
voraussichtlich weniger als 95% ausmachen, womit insbesondere diese Kantone
Rickzonungen zu beflrchten hatten. Die Auslastungsziffern beruhten auf einer
Schatzung der Bevolkerungsentwicklung des Bundesamts fur Statistik (BFS), wobei das
Szenario .hoch" gewéhlt worden war (9 Mio. Einwohner im Jahr 2027). Bei einem
mittleren Bevdlkerungswachstum mussten mehr als 10 Kantone mit Rlckzonungen
rechnen. Ferner sollen laut der Vernehmlassungsvorlage bis zur Anpassung der
kantonalen Richtplane und im Sinne eines Bauzonenmoratoriums neue Einzonungen
durch entsprechende Auszonungen kompensiert werden, wobei fur o&ffentliche
Gebaude sowie Vorhaben von kantonaler Bedeutung Ausnahmen gelten. Betreffend
Hohe der finanziellen Entschadigung bei Rickzonungen verzichtete der Bundesrat auf
die Festlegung von Kennwerten. In ihren Vernehmlassungsantworten &usserten
gewichtige Stellungnehmer grundsatzliche Vorbehalte zum Verordnungsentwurf des
Bundesrates. Die kantonalen Baudirektoren beanstandeten die Missachtung der
kantonalen Zustandigkeiten in der Raumplanung, den hohen burokratischen Aufwand
sowie die auf dem Bevdlkerungsszenario des BFS beruhende Bauzonen-Statistik. Die
Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz (BPUK) forderte, Kantone mussten
auf eigene Zahlen zur Bevolkerungsentwicklung zurlckgreifen kdnnen. Auf der anderen
Seite hatte die Stiftung Landschaftsschutz Schweiz im Vorfeld bei mindestens der
Hélfte der Kantone Rlckzonungsbedarf geortet und kritisierte entsprechend die Wahl
des Bevolkerungs-Szenarios durch das zustandige Bundesamt. Gewichtige Vertreter wie
die SVP, Economiesuisse und der Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein
(SIA) lehnten die Vorlage komplett ab. Sie missbilligten unter anderem die fehlende
Beriicksichtigung wirtschaftlicher Uberlegungen, die Uberregulierung sowie den
mangelnden Praxisbezug. Auch die Fachorganisationen fur Pferdezucht und
Pferdesport Uberzeugte der Verordnungsentwurf nicht. Sie bezweifelten, ob die
vorgesehenen Bestimmungen die heutige Praxis tatsachlich erleichtern wuirden. Das
urbane Genf zeigte sich als einer der wenigen Kantone mit der geplanten Umsetzung
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zufrieden und stellte sich hinter eine starkere Zentralisierung der Umsetzungskontrolle
durch den Bund.’

Im Herbst prasentierte die Regierungskonferenz der Gebirgskantone ihre raumliche
Strategie der alpin gepragten Raume in der Schweiz. Darin brachten die sieben
Kantone Glarus, Graublnden, Nidwalden, Obwalden, Tessin, Uri und Wallis Vorschlage
zur Konkretisierung des Raumkonzepts Schweiz ein, dessen Strategie fir den Alpinraum
ihrer Ansicht nach zu wenig differenziert ausgefallen war. In Erhalt und Nutzung
naturlicher Ressourcen, der Starkung der alpinen Zentren, der verbesserten
Erschliessung mit Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur sowie im Ausbau und der
optimierten Nutzung der Wasserkraft sehen die Gebirgskantone die vier
vordringlichsten Handlungsfelder zur erfolgreichen Entwicklung des Alpenraums. ®

Eine von der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz und Pro Natura verfasste Studie,
welche die Baulandreserven der Kantone Jura, Neuenburg, Schaffhausen und Wallis
unter die Lupe genommen hatte, kam im Méarz 2015 zu alarmierenden Befunden. In den
vier Kantonen, die im gesamtschweizerischen Vergleich am meisten Bauland horteten,
befanden sich insgesamt rund 340 ha Bauland in streng geschiitzten Biotopen, was
ungefahr 500 Fussballfeldern entspreche. Allein im Kanton Wallis seien 290 ha Bauland
in dieser sogenannten ,roten Zone” zu finden. Ferner Uberschneide sich in den vier
untersuchten Kantonen im Vergleich zu den ,roten Zonen” beinahe das Zehnfache an
Bauland mit Landschaften und Naturdenkmalern von nationaler Bedeutung, den
sogenannten BLN-Gebieten. Die Verbande forderten die Kantone auf, die dkologisch
schadlichsten Bauzonen rasch zu beseitigen.

Mit den Zahlen der Studie konfrontiert relativierten die kantonalen Verantwortlichen
diese zwar aufgrund der nicht ganz aktuellen Datenlage, zeigten aber dennoch
Verstandnis fur das Anliegen der Naturschutzverbande. Die sich in der roten Zone
befindenden Baulandreserven seien zu Uberprifen und gegebenenfalls zurtickzuzonen,
so etwa die Walliser Dienststelle fir Raumplanung. Das Wallis sei jedoch .reich an
Landschaften von aussergewdhnlicher Schénheit und Vielfalt” - ein Viertel des
Kantonsgebietes gehdre zum Bundesinventar fur Landschaften und Naturdenkméler
(BLN). Da seien Konflikte nicht zu vermeiden. ?

Im Frihjahr 2015 genehmigte der Bundesrat die ersten drei Richtplane seit
Inkrafttreten des revidierten Raumplanungsgesetzes (RPG) und der dazugehdrigen
Verordnungsrevision. Die Kantone Basel-Stadt, Genf und Zurich erflllten damit die
ihnen vom Bund gestellten Anforderungen, geméss denen die Bauzonen flr den
voraussichtlichen Bedarf der nachsten 15 Jahre festzulegen sind, innert der
vorgesehenen Frist. Bei der Anpassung ihrer Richtpléne haben die Kantone die Wahl
zwischen verschiedenen Szenarien zur Bevdlkerungsentwicklung. Alle drei stéadtisch
gepragten Kantone wéahlten fur sich das Szenario «Hoch» und setzten auf Strategien der
Verdichtung und der Siedlungsentwicklung gegen innen. Eine vom Kanton Genf geplante
Siedlungserweiterung auf Landwirtschaftsflachen genehmigte der Bund nur teilweise,
da ansonsten ein im Sachplan Fruchtfolgeflachen an den Kanton definierter Auftrag
zum dauerhaften Erhalt einer Fruchtfolgeflache im Umfang von 8400 ha nicht erfullt
werden konnte.

Seit dem Inkrafttreten der revidierten RPG-Bestimmungen am 1. Mai 2014 haben die
Kantone flunf Jahre Zeit, ihre Richtpléne entsprechend anzupassen. Vor Genehmigung
der Richtplananpassungen gelten fiir die Kantone Ubergangsbestimmungen, gemass
welchen sie Einzonungen im Grunde nur dann vornehmen kdénnen, wenn gleichzeitig
andernorts eine entsprechende Flache kompensiert wird. Dass nicht alle
Richtplananpassungen problemlos Uber die Bihne gehen koénnten, liessen im
Berichtsjahr bereits Diskussionen im Kanton Wallis und in Obwalden erwarten. Das ARE
legte beim Kanton Obwalden ein Veto bezlglich der Erweiterung von nicht mehr
landwirtschaftlich genutzten Gebauden innerhalb der Landwirtschaftszone ein, da der
Kanton gemaéss Bundesamt in diesem Bereich zu grosszligig Baubewilligungen erteilt
hatte. In Obwalden befinden sich 50 Prozent aller Bauten ausserhalb der Bauzonen;
diese beherbergen einen Flinftel der Obwaldner Bevélkerung. ™
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Le canton du Valais dépose une initiative cantonale pour la réaffectation des raccards
et des mayens a des fins d'habitation. Comme son homologue grison, le canton
souhaite une modification du cadre Iégal en matiere d'aménagement du territoire, afin
que ces constructions, menacées de tomber en ruine, puissent avoir une seconde vie.
En respectant l'identité de celles-ci, la réhabilitation permettrait de maintenir leur
valeur et de préserver le paysage.

Suite a I'examen préalable, la Commission de I'environnement, de I'aménagement du
territoire et de I'énergie du Conseil des Etats (CEATE-CE) ne donne pas suite en raison
des travaux législatifs en cours pour la révision de la loi sur I'aménagement du territoire
(LAT 2), mais dépose une motion (17.3358), dans l'optique que la demande soit
considérée dans les travaux du Conseil fédéral. La chambre des cantons ne donne
également pas suite a l'initiative cantonale. ™

Le canton du Valais, par le biais d'une initiative cantonale, souhaite que les exigences
de la LAT relatives a la détermination des zones a batir soient révisées. Il demande,
d'une part, que les besoins prévisibles en zones a batir soient envisagés non plus pour
15 ans mais pour 30 ans et, d'autre part, que soit abrogée la disposition exigeant la
réduction des zones a batir surdimensionnées. La Commission de I'environnement, de
I'aménagement du territoire et de I'énergie du Conseil des Etats (CEATE-CE), par 9 voix
contre 3 et 1 abstention, ne veut pas y donner suite. La majorité de la Commission
motive sa décision par le fait que les dispositions de la LAT ont été plébiscitées par le
peuple, que les discussions concernant leur mise en ceuvre se sont faites en
collaboration avec les autorités cantonales et que les citoyens valaisans ont accepté la
révision de la loi cantonale d'application. De plus, elle estime que la stratégie cantonale
valaisanne permet de réduire le dézonage au strict nécessaire et qu'il est possible, pour
les communes, d'axer leurs prévisions sur une période de 25-30 ans. Une minorité
souhaite au contraire donner suite a l'initiative, jugeant que les disparités régionales ne
sont pas assez considérées et que le développement des vallées alpines risque d'étre
entravé par les dispositions de la LAT. L'initiative cantonale passera donc devant le
Conseil des Etats. ™

La majorité de la Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national (CEATE-CN) juge que l'initiative cantonale grisonne pour
la réaffectation des batiments agricoles et celle du canton du Valais iraient a I'encontre
du principe de la séparation entre zones constructibles et non constructibles. Elles
donneraient carte blanche a la transformation d'anciennes batisses agricoles en
habitation. Pour ces raisons, par 15 voix contre 9, il n'est pas donné suite a la demande
du canton. La commission approuve |'idée sous-jacente de la motion déposée par la
CEATE-CE, & savoir d'autoriser la transformation en habitations des batisses agricoles,
pour autant que leur plan directeur en prévoie la réglementation et que ces
transformations n’entrainent aucun codt ni obligation supplémentaire pour les
pouvoirs publics. Un minorité Rosti (udc, BE) propose au Conseil national de donner
suite aux initiatives grisonnes et valaisannes. Le Conseil national la rejette, ainsi que
celle du Valais, par 106 voix contre 83 et 4 abstentions. Par contre,la motion de la
CEATE-CE est adoptée.

Comme pour l'initiative cantonale des Grisons, la majorité des membres de la CEATE-
CN estime que la demande du canton du Valais enfreindrait le principe de la séparation
entre zones constructibles et non constructibles. De plus, cela ouvrirait la voie pour la
transformation d'anciennes constructions agricoles en habitations. Elle décide de ne
pas donner suite a l'initiative cantonale, par 15 voix contre 9. Toutefois, elle adhére a
|'idée sous-jacente de la motion déposée par la CEATE-CE, a savoir d'autoriser la
transformation en habitations des béatisses agricoles, pour autant que leur plan
directeur en prévoie la réglementation et que ces transformations n’entrainent aucun
colt ni obligation supplémentaire pour les pouvoirs publics. Une large minorité se
composant de huit membres de I'UDC et de Yannick Buttet (pdc, VS) propose au Conseil
national de donner suite aux initiatives grisones et valaisannes. Lors du passage au
Conseil national, par 102 voix contre 55 et 2 absentions, la proposition de la majorité
I'emporte. Suite & une demande, le vote est répété. Le résultat du premier vote est
finalement confirmé, avec 109 voix contre 82 et 3 abstentions. L'initiative valaisanne
pour la réaffectation des batiments agricoles en habitation est liquidée, comme celle
des Grisons. La motion de la CEATE-CE est adoptée. ™
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Le Conseil des Etats décide de ne pas donner suite a I'initiative cantonale valaisanne
pour un assouplissement des exigences de la LAT, par 22 voix contre 13 et 4
abstentions. C'est donc la proposition de la majorité de la CEATE-CE qui a convaincu.
Dés lors, I'initiative est transmise au Conseil national.

In Erfillung des Postulats Héche (sp, JU), das einen Bericht liber die Rolle der
bundesnahen Unternehmen bei der Entwicklung der Berggebiete und der landlichen
Regionen gefordert hatte, wertete der Bund die Anzahl Arbeitsplatze und das regionale
Engagement bundesnaher Unternehmen sowie verschiedene Kennzahlen zu
Dienstleistungen im Bereich Beschaffung und Grundversorgung aus. Aufgrund der
gewahlten Untersuchungsebene der Kantone wurden Uri, Obwalden, Nidwalden, Glarus,
Appenzell Ausserrhoden, Appenzell Innerrhoden, Graublnden, Tessin, Wallis,
Neuenburg und Jura als «Berggebiete und landliche Raume» definiert und waren
Gegenstand der Untersuchung. So flossen landliche Gebiete in anderen Kantonen, etwa
solche in Bern, nicht in die Untersuchung mit ein, womit die Untersuchungseinheit
nicht deckungsgleich ist mit derjenigen im Bericht «Politik des Bundes fir die
landlichen Rdume und Berggebiete». Der Bericht zum Postulat Héche folgert, dass sich
in den untersuchten Kantonen wichtige Standorte bundesnaher Betriebe befinden und
es in Bezug auf den erfolgten Stellenabbau keine Benachteiligung fur landliche Raume
und Berggebiete im Vergleich zu stadtischeren Gebieten gebe. Ferner wirden sich die
Unternehmen bereits zum aktuellen Zeitpunkt erheblich und gezielt flr die Entwicklung
der Berggebiete und landlichen Raume einsetzen. Aufgrund dessen sah der Bundesrat
keinen Handlungsbedarf zur Anpassung der strategischen Ziele oder zum Beschluss
neuer Massnahmen. *

Im Februar befasste sich die UREK-NR mit einer Standesinitiative des Kantons Wallis,
die mehr Spielraum bei der Festlegung der Bauzonen verlangt und somit eine starkere
Berucksichtigung der kantonalen Besonderheiten fordert. Die UREK-NR folgte in ihrem
Entscheid ihrer Schwesterkommission und dem Stéanderat und gab dem Anliegen mit 14
zu 9 Stimmen keine Folge. Die Kommissionsmehrheit verwies dabei auf das kirzlich
angenommene kantonale Ausfihrungsgesetz, das ihrer Meinung nach dem Anliegen
bereits ausreichend Rechnung trage. "

Die ausserparlamentarische, sprich gesellschaftliche Debatte im Sektor Raumplanung
des Jahres 2019 drehte sich in den Printmedien vor allem um die Probleme der Kantone
bei der Umsetzung des neuen Raumplanungsgesetzes (RPG). Dies vor allem deshalb,
weil der Bundesrat im Frihling 2019 einen Einzonungsstopp verhdngte, der nicht
weniger als acht Kantone betraf. Bereits Mitte Februar 2019, nur wenige Tage nach der
klaren Ablehnung der «Zersiedelungsinitiative» der Jungen Grlinen, berichteten Tages-
Anzeiger und Aargauer Zeitung von den Absichten des Bundesrates, flnf Kantone mit
einem Einzonungsstopp zu belegen. Aufgrund des 2013 per Volksabstimmung
angenommenen RPG mussten alle Kantone bis Ende April 2019 ihren revidierten
Richtplan genehmigen lassen. Auch sollte bis dann Uberall die EinfUhrung einer
Mehrwertabgabe abgeschlossen sein. Beide Massnahmen dienen der Verkleinerung der
Bauzonen und dem verdichteten Bauen darin. Im April folgte dann die definitive
Entscheidung, dass wegen fehlender Mehrwertabschdpfungsregelung fir die Kantone
Genf, Luzern, Schwyz, Zug und Zurich ab sofort ein Einzonungsstopp gelte. Dazu kamen
dann ein paar Tage spater die Kantone Glarus, Obwalden und Tessin, deren Richtplane
nicht fristgerecht eingereicht worden waren. In quasi letzter Minute genehmigt wurden
dagegen die Richtplane von Baselland, Jura, Freiburg, Wallis und Zug; zudem wurde die
Aufhebung des Einzonungsstopps fur Zug in Aussicht gestellt, sobald die
Volksabstimmung Uber die Regelung der Mehrwertabgabe am 19. Mai 2019 vorbei sein
und die Regelung in Kraft treten wirde. In der Tat nahm das Zuger Wahlvolk die
Teilrevision seines Planungs- und Baugesetzes klar mit 67 Prozent Ja-Stimmen an. Der
Einzonungsstopp fur Luzern wurde schliesslich im November 2019 aufgehoben, da der
Kanton seine Mehrwertabgabe mittlerweile bundesrechtskonform angepasst hatte. '
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Umweltschutz
Naturschutz

L'Allemagne, la France, I'ltalie, la Yougoslavie, le Liechtenstein, I'Autriche et la Suisse
ainsi que la CE ont décidé de mener une politique globale de conservation des Alpes
par le biais d'une Convention sur la protection des Alpes qui tire son origine d'une
résolution établie & la conférence de Berchtesgaden (RFA) en 1989. Une série de
protocoles doit préciser les mesures a prendre et les lignes de conduite a tenir pour
atteindre ce but. Cela concerne notamment cinq domaines: la protection de la nature
et du paysage, les transports, I'économie de montagne, le tourisme et I'aménagement
du territoire. Les transports forment le volet le plus important; il s'agit de diminuer les
risques qu'ils font peser sur les hommes, les animaux et les plantes, en particulier par le
transfert de la route au rail du transit de marchandises. Le projet de Convention mis en
consultation par le Conseil fédéral a recu un bon accueil de la part de la majorité des
cantons, partis et organisations concernés. Certains opposants, notamment les cantons
montagnards comme UR, GR, VS, Tl, OW et GL, ont cependant estimé qu'il portait
atteinte a la souveraineté cantonale et qu'il pourrait nuire au développement
économique des régions de montagne. La Suisse a ainsi signé la convention en
novembre, a Salzbourg, tout en émettant certaines réserves et en signalant que le bon
déroulement des négociations sur les protocoles additionnels serait une condition de la
ratification.

Le DFI a ensuite mis en consultation I'ensemble des cinq protocoles de la Convention
des Alpes (agriculture de montagne, protection de la nature et entretien des paysages,
aménagement du territoire et développement durable, tourisme et transports) discutés
a Paris. La majorité des cantons alpins (10 sur 15, soit UR, SZ, OW, GL, GR, TI, VS, NW,
AR, Al et ZG comme canton non alpin) ainsi que le SAB, le PDC, le PRD, I'UDC, le PdL (ex-
PA) et les organisations économiques les ont sévérement critiqués et les ont rejetés.
Malgré les amendements apportés, ils seraient, selon eux, beaucoup trop
unilatéralement axés sur la protection et ne feraient pas de place pour le
développement économique des régions alpines. En revanche, le PS, I'AdI, le PL, les DS,
les Verts et les organisations de protection de I'environnement se sont prononcés
favorablement sur ces protocoles et ont soutenu leur ratification. %

Aprés la décision favorable des sept communes bernoises en 1998, c'était au tour des
communes valaisannes de Naters et de Ried-Morel de prendre position sur le projet
d'inscription du glacier d'Aletsch (région Jungfrau-Aletsch-Bietschhorn) dans le
patrimoine mondial de I'Unesco. La commune de Naters s'est prononcée par 1300 voix
contre 990 favorablement au projet. La situation était plus compliquée pour la
commune de Ried-Mérel qui a di voter sur deux objets. Le premier consistait a
prendre en compte la proposition de I'OFEFP. Le deuxieme était la proposition de la
commune, a savoir la méme que le projet de I'Office fédéral, moins 90 hectares a
rogner des 300km2 du périmétre Unesco. Ceux-ci se trouvent au fond de la gorge de la
Massa, a la hauteur du barrage de Gebidem qui retient les eaux du glacier. La solution
proposée par la commune consistait a reculer la limite Unesco du mur du barrage au
fond du lac, quelques centaines de metres plus loin. Les citoyens de Ried-Mdrel ont
refusé a 123 contre 46 la proposition officielle de I'OFEFP qui mettait la limite de la
frontiere pour le domaine de I'Unesco dans la région
Riederhorn/Gebidemstausee/Belalp et ont accepté par 114 voix contre 59 la
proposition communale. Les habitants de Ried-Moérel ont ainsi accepté le projet de
mettre la région du glacier d'Aletsch dans le patrimoine mondial de I'Unesco, mais ils se
sont laissés la porte ouverte au développement touristique futur. Celui-ci consistait a
une éventuelle liaison téléphérique entre Riederalp et Belalp, la station de Naters située
de l'autre coté du glacier d'Aletsch. ?'

Face au refus de Ried-Morel, le Conseil d'Etat valaisan a trouvé une solution; sa
proposition était d'oter les 90 hectares incriminés du périmétre Unesco et d'ajouter,
en complément, 113km2 en provenance de la région du Bietschhorn et des vallées de
Gredetsch, de Baltschieder et de Bietsch. Avec les 70km2 du cbté bernois, le nouveau
périmétre mesurerait 471 km2 au total. Par cette extension, le nombre de communes
sur les versants valaisans et bernois passerait a 13. Interrogées, celles-ci ont toutes
donné leur assentiment. Le gouvernement valaisan a également fait savoir que le lac
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artificiel de Gebidum constituait déja un paysage hypothéqué, dont I'exclusion du
périmetre de I'Unesco ne poserait pas de probleme en soi. Et a ce propos, le Conseil
d'Etat ne présentera pas de modification du périmétre de I'Inventaire fédéral des
paysages et monuments naturels d'importance nationale (IFP). Celui-ci sous-tendait la
premiere demande pour |'établissement du périmetre Unesco. Il a encore précisé
qu'une liaison de transport par cable entre Riederalp et Belalp n'était pas pensable, en
raison du classement du site dans IFP. En revanche, la faisabilité par une liaison
souterraine était envisageable. Le Conseil fédéral a pris connaissance du remaniement
du projet par le Conseil d'Etat valaisan et I'a considéré vu I'accord des communes
bernoises et valaisannes comme le dossier définitif de présentation. Il a ensuite
mandaté le DETEC pour annoncer pour juin, date d'échéance, la candidature de la
région Jungfrau-Aletsch-Bietschhorn au Patrimoine mondial de I'Unesco. L'étude du
dossier par I'Unesco prendra une année. Il sera en concurrence avec la région du Gran
Paradiso dans la vallée d'Aoste (I) et le territoire du Mont Blanc en France. Si la
candidature suisse aboutit, la région du glacier d'Aletsch sera le premier bien naturel
suisse inscrit au Patrimoine mondial de I'Unesco.

Au mois d'aolt, Pro Natura a fait savoir son intention de mettre un deuxieme Parc
national sur pied pour 2010. L'association a démarré la campagne de promotion en
écrivant a toutes les communes pour les inviter a examiner dans quelle mesure l'idée
pourrait étre concrétisée sur leur territoire. Une somme d'un million de francs a été
promise a la région qui contribuera a la réalisation du parc. Les exigences étaient que le
projet s'appuie sur un paysage intact et caractéristique, qu'il soit d'au moins 100 km2
de superficie protégée dont deux tiers de facon rigoureuses et qu'un quart (25km2) soit
situé en dessous de 1800 d'altitude. Le projet devait aussi avoir le soutien de la
population. La campagne de Pro Natura a obtenu un vif succes, plus de 90 communes
sur les 3000 qui ont été consultées ont fait part de leur intérét soit a accueillir un parc
soit a soutenir sa création. L'association a retenu trois projets: le Haut Val de Bagnes
(VS), Rheinwaldhorn (GR/TI) et Vallemaggia (Tl). Cependant comme I'échéance est le ler
aolt 2001, d'autres communes pourront présenter ou concrétiser un projet susceptible
d'entrer dans la catégorie des parcs nationaux ou des grandes réserves naturelles. »

Apres discussions, la Confédération et les cantons, a I'exception du Valais, se sont mis
d’accord au sujet de la ratification des protocoles d’application de la Convention
alpine. lls étaient au nombre de neuf: aménagement du territoire et développement
durable, agriculture de montagne, foréts de montagne, protection de nature et
entretien des paysages, tourisme, énergie, transports, protection des sols et réglement
des différends. Le Valais redoutait un antagonisme entre le développement touristique
et les impératifs de la protection de la nature. Néanmoins, il s’est finalement rétracté et
a accepté les protocoles additionnels, mais a la seule condition de rédiger un protocole
socio-économique supplémentaire. Celui-ci devait, d"apres lui, garantir un équilibre
entre volonté de protection et développement économique des régions alpines. Le PRD
a réagi en appelant le parlement a rejeter la ratification des protocoles. Economiesuisse
en a fait de méme. Le protocole des transport posait probléme au parti radical, car il
empéchait la construction de nouvelles routes transalpines et entrait, selon lui, en
contradiction avec I'accord bilatéral sur les transports signé avec I'UE. Celui-ci laissait
le libre choix du moyen de transport, élément que le protocole n’évoquait pas. Les
radicaux y décelaient une manceuvre du Conseil fédéral pour empécher le doublement
du tunnel du Gothard. Outre ce point, le PRD craignait aussi le protocole sur le principe
de subsidiarité, qui risquait selon eux de faire perdre aux cantons certaines
compétences. L'UDC a maintenu sa position aux cétés des radicaux. Le PDC s’est dit
prét a approuver les protocoles, & condition que ceux-ci soient complétés par un volet
"Economie et Société". Le PS a été le seul parti gouvernemental & approuver sans
réserve les décisions prises par le Conseil fédéral. 2

Au ler aodt, I'inventaire fédéral des zones alluviales d’importance nationale a été
complété par 66 marges proglaciaires et plaines alluviales situées au-dessus de la limite
de la forét dans les cantons de Berne, Uri, Glaris, Grisons, Tessin et Valais. A cette
méme date, les périmétres de certaines zones alluviales de basse altitude et de certains
bas-marais et sites marécageux ont été adaptés aux délimitations de détail, dans les
cantons de Fribourg et de Vaud. Les zones alluviales alpines ou de basse altitude sont
des milieux naturels dynamiques, dans lesquels les inondations, I'érosion et le dépot
d’alluvions jouent un roéle important. Leur conservation permet de protéger de
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nombreuses especes animales et végétales menacées qui ont besoin de ces conditions
pour vivre. 2°

Le périmetre définitif du domaine protégé d'Aletsch a été fixé et accepté par les quinze
communes bernoises et valaisannes. Il s'étend jusqu’au bout du Loétschental, sur la
partie du Bietschhorn qui rejoint la plaine valaisanne a Niedergesteln. A I'est, il va
jusqu’a Fieschertal, en passant par les stations du plateau d’Aletsch et Naters. Au nord,
il englobe le secteur de la Jungfrau jusqu’a Grindelwald et Lauterbrunnen du cété
bernois. L'immense région protégée couvre 540 km2. Le nom complet du nouveau
territoire est "Jungfrau-Aletsch-Bietschhorn". Les treize communes valaisannes et les
deux bernoises ont signé en septembre la Charte du développement durable pour le
secteur d’Aletsch, de la Jungfrau et du Bietschhorn. Elles s’engagent & le promouvoir
dans la région. Cette ratification était obligatoire pour pouvoir étre inscrit a I'Héritage
mondial de 'UNESCO. En décembre, 'UNESCO a décidé a Helsinki d'ajouter la région
Jungfrau-Aletsch-Bietschhorn a la liste du Patrimoine mondial. C'est le premier site
naturel suisse et de tout I'arc alpin a y étre inscrit. L'ensemble de la région figure dans
I"inventaire fédéral des paysages, sites et monuments naturels d’importance nationale
(IFP). Avec cette acceptation, la deuxiéme phase du projet sera pour les communes de
créer un réseau qui prend en compte et coordonne les potentialités de chacune
d’entre elles. Les aspects du développement durable et la mise au point de structures
qui leur sont relatives, mais aussi les questions financiéres doivent en outre étre
développées. %

A la date d’échéance du concours pour la création d'un second Parc national, six
régions se sont présentées comme candidates. Le Cervin (VS), les Muverans (VS/VD) et
le Maderanertal (UR) sont venus s’ajouter aux trois dossiers initiaux. Toutefois pour
connaftre les contours clairs du nouveau parc, il faudra attendre la révision de la loi
fédérale sur la protection de la nature, qui jusqu’alors ne pipait mot des parcs
nationaux. C’est elle qui fixera les criteres requis. En attendant, les divers promoteurs
ont chacun lancé leur étude de faisabilite. Conformément au projet de loi, le DETEC
prépare également les catégories de parc régional et de domaine sauvage. Ces derniers
existent déja sous différentes formes dans quelques cantons. %/

En mars, I"Association parc naturel des Muverans, regroupant 15 communes vaudoises
et valaisannes, ainsi que les cantons de Vaud et du Valais, a vu le jour. Elle a comme
tache de définir les différentes zones du parc avec les communes afin de conduire le
projet a sa réalisation d’ici 2005. Trois mois aprées sa création, le comité a
unanimement pris la décision de quitter le concours de Pro Natura. L'association
préférait faire cavalier seul et présenter son propre projet de parc a la Confédération a
'aune des modalités que la loi offrirait. Comme pour la région de Bagnes, le
développement durable et I'intégration des activités de la population étaient des
conditions sans lesquelles la région ne voulait pas entrer en matiére. %

Trois zones humides d’importance internationale ont été ajoutées le 2 février a la liste
de la convention Ramsar. Il s'agit de la zone alluviale au pied du glacier du Rhone a
Oberwald (VS), de I'intégralité de la marge proglaciaire des glaciers du Tschierva et du
Rosegg (GR) et du marécage du Laubersmad-Salwidli (LU). %

Suite & un souhait de I'UNESCO et d’intensives négociations avec les communes
impliquées, I'organisation intercantonale du site Jungfrau-Aletsch-Bietschhorn (JAB) a
pu agrandir le périmétre protégé de 540 a 822 km2. Il recouvre désormais 26
communes de |'Oberland bernois et du Haut Valais. Les promoteurs du JAB ont
également répondu en mars 2005 a une autre exigence de I"'UNESCO en élaborant un
nouveau plan de management du site. Ce dernier entend réaliser 21 projets qui
s’inscrivent dans le développement durable, tout en exploitant le potentiel économique
et touristique. Malgré les réclamations d’une dizaine d’organisations écologiques, le
document ne contient aucune mesure de protection de I'environnement
supplémentaire. *°
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Das Weinbaugebiet Lavaux am Genfersee (VD) wurde in das Weltkulturerbe der Unesco
aufgenommen. Die 898 ha grosse Flache besteht aus teilweise sehr steilen Weinbergen.
Zistensermdnche begannen bereits im 12. Jahrhundert die Hange fur den Weinbau zu
terrassieren, seither wurde das Gebiet nach und nach zu einer wunderschénen
Kulturlandschaft geformt. Die Unesco hiess gleichzeitig auch die Ausweitung des 2001
aufgenommenen Gebiets Aletsch-Jungfrau-Bietschhorn (BE, VS) um mehr als 50%, auf
539 Quadratkilometer gut. ™

Afin de préserver le patrimoine de la région du Gothard face aux divers projets de
développement a I"étude ou en cours d’examen par les autorités, la Fondation suisse
pour le paysage a émis I'idée de présenter a 'UNESCO une demande de reconnaissance
de biosphére pour le Gothard. Les gouvernements des quatre cantons concernés (GR,
TI, UR et VS) se sont dits ouverts a cette proposition, tout en faisant part de leur
scepticisme. En effet, ils ont estimé que les restrictions d’exploitation qui résulteraient
d’une telle reconnaissance seraient préjudiciables au développement de la région et au
bien-étre des populations concernées. *

A I'issue de la procédure ouverte en décembre 2007, lors de I'entrée en vigueur de
|'ordonnance sur les parcs, 'OFEV a recu dix demandes de parcs d’importance
nationale de la part des cantons. Parmi celles-ci, neuf portent sur la création d’un parc
naturel régional et concernent les régions du Binntal (VS), du Thal (SO), de Ela (GR), du
Chasseral (BE et NE), du Diemtigtal (BE), du Gantrisch (BE et FR), du Thunersee-Hohgant
(BE), de I'"Entlebuch (LU) et du Val Mustair (GR). La dixieme demande vise a la création
d’un parc naturel périurbain au Sihlwald (ZH). Au terme de son évaluation, 'OFEV a
accepté tous les projets puis, dans un deuxieme temps, conclu avec les autorités
cantonales concernées les conventions-programmes définissant les prestations
fournies par les cantons et le financement alloué par la Confédération pour la période
2008-2011. L'OFEV a par ailleurs attribué le label de parc naturel d'importance
nationale au parc de I'Entlebuch. 3

L'OFEV a approuvé neuf des onze demandes de parcs d’importance nationale
présentées par les cantons depuis décembre 2007. Outre le parc de I'Entlebuch (LU)
I"'année précédente, I'office a délivré le label « Parc » au parc naturel de Thal (SO) et au
parc naturel périurbain de Zurich-Sihlwald (ZH) pour une durée de dix ans. La Suisse
compte ainsi désormais quatre parcs d'importance nationale. Sept projets de parcs
naturels régionaux ont également été approuvés et recevront des aides financieres de
la Confédération d’'un montant total de 5,6 millions de francs pour la période 2009~
201. A cette fin, 'OFEV a publié, & 'automne, une premiére série de projets de
convention-programme entre |'office et les cantons concernés pour la création et la
gestion des parcs du Doubs (JU), de la Gruyéere (FR) et du Pays-d’Enhaut (VD), du Jura
vaudois et de la biosphére du Val d'Hérens (VS). En échange d'une contribution variable
de la Confédération, les autorités cantonales contractantes se sont engagées a
préserver et mettre en valeur la qualité de la nature et du paysage, a renforcer les
activités économiques selon les standards du développement durable et a dispenser
une sensiblisation et une éducation a I'environnement. Les négociations pour les
projets de parc du Binntal (VS), de Ela (GR), du Chasseral (BE et NE), du Diemtigtal (BE),
du Gantrisch (BE et FR) et du Thunersee-Hohgant (BE) étaient toujours en cours au
terme de I'année sous revue. L'OFEV a par ailleurs rejeté les demandes tessinoise et
grisonne pour les projets de parcs nationaux « Parco nazionale del Locarnese » et
« Biosfera Val Mustair », en raison respectivement des conséquences du désistement
de la commune de Cevio (Val Maggia) et d’un dossier lacunaire. Sur invitation de I'office,
les autorités cantonales concernées soumettront des dossiers révisés courant 2010. *
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